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Einleitung 

In § 34 des Strafgesetzbuchsl ist der rechtfertigende Notstand mit folgen-
dem Text geregelt: 

Wer in einer gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Le-
ben, Leib, Freiheit, Ehre, Eigentum oder ein anderes Rechtsgut eine Tat be-
geht, um die Gefahr von sich oder einem anderen abzuwenden, handelt 
nicht rechtswidrig, wenn bei Abwägung der widerstreitenden Interessen, 
namentlich der betroffenen Rechtsgüter und des Grades der ihnen dro-
henden Gefahren, das geschützte Interesse das beeinträchtigte wesentlich 
überwiegt. Dies gilt jedoch nur, soweit die Tat ein angemessenes Mittel ist, 
die Gefahr abzuwenden. 

Die hier enthaltene Interessenabwägungsformel ist seit dem Entwurf des 
Strafgesetzbuchs von 19622 in der gesetzgeberischen Diskussion und wurde 
wortgleich durch das 2. Strafrechtsänderungsgesetz v. 13.7.1973, in Kraft 
getreten am 1.1.1975, in das Strafgesetzbuch aufgenommen. 

Bis zu dieser Kodifizierung erschien reichhaltige Literatur auch zum 
Rechtsgedanken des bis dahin als übergesetzlicher Rechtfertigungsgrund 
anerkannten rechtfertigenden Notstandes. Nach der Einführung des § 34 
standen in der wissenschaftlichen Diskussion Teilprobleme der Interes-
senabwägung im Vordergrund. 

In der vorliegenden Arbeit soll dargelegt werden, daß die Beschäftigung 
mit dem Rechtsgedanken des § 34 nach wie vor Sinn macht, auch wenn es 
nunmehr um eine kodifIzierte Regelung geht. Dabei soll die Frage gestellt 
werden, warum eigentlich die Verfolgung eines wesentlich überwiegenden 
Interesses einen an sich unerlaubten Eingriff in ein fremdes Rechtsgut er-
laubt macht. Immerhin folgt darauf eine Duldungspflicht des - jedenfalls im 
klassischen Fall des aggressiven Notstandes - unbeteiligten Dritten. 

Seit der KodifIZierung des § 34 erkennt die verbreitete Ansicht zwar in 
der Interessenabwägungsformel des § 34 das K~rnstück des Entschei-

1 §§ ohne Oesetzesangabe sind im folgenden solche des StOB. 

2 E 1962 § 39. 
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dungsprogramms, gleichwohl wird dieses - wegen seiner scheinbar offen-
sichtlichen Plausibilität - nicht weiter befragt. 

Vorliegend soll versucht werden, über den Rechtsgedanken der Interes-
senabwägungsformel im rechtfertigenden Notstand die Vorschrift des § 34 
ihrem gesamten materialen Gehalt nach zu erfassen. Die Frage, warum die 
Verfolgung des wesentlich überwiegenden Interesses Recht und Unrecht zu 
scheiden vermag, durchzieht damit die Abhandlung. 

Die Beantwortung dieser Frage soll zunächst ihrer Notwendigkeit nach 
hergeleitet werden, wobei die Probleme und Unklarheiten der verbreiteten 
Meinung zur Interessenabwägungsformel dargestellt werden. Danach be-
schäftigt sich die Arbeit mit historischen - rechtlichen wie philosophischen -
Antworten zum Rechtsgedanken des rechtfertigenden Notstandes sowie mit 
den zwar defIZitären aber doch im Ansatz vorhandenen Begründungen des 
Eingriffsrechts im Notstand nach der aktuellen Lehre. Aus der Kritik histo-
rischer und aktueller Normbegründungen sowie im Aufgreifen des als do-
minant vorgefundenen Entscheidungskonzeptes versucht die Arbeit, den 
Rechtsgedanken der Interessenabwägungsformel des § 34 ausführlich zu 
entwickeln. Das vorgefundene Entscheidungsprogramm wird dabei zunächst 
bewußt angenommen und dann für notwendig erachteten Restriktionen un-
terworfen. Schließlich gilt es, den gewonnenen Rechtsgedanken bei der 
Auslegung der Interessenabwägungsformel anzuwenden. Dabei werden die 
zu Beginn der Arbeit dargestellten Unklarheiten wieder aufgegriffen und 
unter Zugrundelegung des Rechtsgedankens ausgeräumt. 

Wenn sich die Untersuchung im folgenden mit dem materialen Gehalt 
der Regelung des rechtfertigenden Notstandes beschäftigt, entspricht dies 
einem grundsätzlich teleologischen Ansatz bei der Begriffsbildung im Straf-
recht und bei der Auslegung strafrechtlicher Bestimmungen.3 

Die vorliegende Untersuchung legt dabei die teleologische Straftatsy-
stematik zugrunde.4 Diese ist nicht zwingende Voraussetzung der vorge-
schlagenen Konzeption, sie erleichtert gleichwohl das Erfassen der we-
sentlichen Ergebnisse. 

Teleologisches Vorgehen ist im Strafrecht allgemein anerkannt, soweit es 
um die Auslegung der Bestimmungen des Besonderen Teils des StGB geht.S 

Hier ist die rechtsgutsorientierte Anwendung der Strafrechtssätze unbe-

3 Dazu zuletzt noch einmal zusammenfassend Schmidhäuser, JuS 87, 373 (374); ders. lb2, 
6/2. 

4 Diese wird nicht insgesamt ausgeführt, vgI. dazu das vorliegende Lehrbuch von Schmid-
häuser sowie das Studienbuch zum AT; zum BT liegt ein Grundriß vor. 

S Schmidhäuser, JuS 87, 373 (374), Nachweise ebenda Pn. 4. 
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stritten. Bezogen auf den Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuches gilt dies 
nicht im gleichen Maße. Die Lehre ist hier vielfach in Begriffsbildungen 
verhaftet, wie sie außerhalb des Strafrechts vorgefunden werden, anstatt die 
Begriffe in den jeweiligen strafrechtlichen Kontext einzubinden.6 

Dies bedeutet in der Unrechtsbegründung i.S. einer formalen Strafwür-
digkeit 7 jeweils danach zu fragen, inwieweit bei Vorliegen bestimmter 
Handlungen gestraft werden sollte, und im Rahmen des Unrechtsaus-
schlusses durch Rechtfertigung danach zu fragen, warum trotz Vorliegens 
dieser Handlungen nicht gestraft werden sollte.8 Das Telos von Auslegung 
und Begriffsbildung im strafrechtlichen Kontext ist also jeweils Verhängen 
von Strafe beziehungsweise Straffreiheit. Bei dieser Betrachtungsweise fin-
den sich auch im Allgemeinen Teil in gewisser Weise Rechtsgüter, die die 
Begriffsbildung und Auslegung zu bestimmen haben. 

Insbesondere im Bereich der Rechtfertigung kann dies - in gewissem 
Vorgreifen - in einer Skizze schon jetzt dargelegt werden: Der wertne-
gierenden Gutsverletzung im Unrechtstatbestand steht die werterhaltende 
Gutsbeachtung im Unrechtsausschluß gegenüber. Ist die Gutsbeachtung im 
Unrechtsausschluß erlaubt, wird damit in der jeweils besonderen Konflikt-
situation eines Rechtfertigungsgrundes dieses beachtete Gut mit strafrecht-
lichen Mitteln geschützt. Jeweils geht es, einmal negativ im Unrechtstatbe-
stand, das andere Mal positiv im Unrechtsausschluß um die Anerkennung 
von AchtungsanspTÜchen, sei es als Nichtverletzungsanspruch oder als Er-
haltungsanspruch im Konflikt. 

Diese IRechtsgüter"9 werden in den Rechtfertigungsgründen jeweils be-
sonders situativ ausgestaltet, d.h. etwa: Nicht die Erhaltung eines Guts auf 
Kosten eines anderen ist per se erlaubt, sondern nur in einem bestimmten 
situativen Kontext mit nach den Rechtfertigungsgründen jeweils unter-
schiedlicher Kontur. In der Notwehr etwa geht es im so verstandenen Sinne 
um das Rechtsgut empirische Geltung der Rechtsordnung. Worum es im 
rechtfertigenden Notstand geht, soll das Folgende erweisen. 

6 Schmidhäuser, JuS 87, 373 (374). 

7 Zum Begriff der formalen Strafwürdigkeit instruktiv und ausfUhrlich Alwart, S. 30 ff., 
zusammenfassend S. 75 f. 

8 Alwart, S. 75 f. 

9 Zum Rechtsgutsbegriff genauer unter 4. Kap. A.II.1. 


